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Griechenland befindet sich seit dem Einbruch der Finanzmärkte im Jahr 2008, also seit mehr 
als sieben Jahren, im Krisenmodus. Auch 2016 wird Griechenlands Wirtschaft wohl wieder nicht 
substantiell wachsen. Seit 2009 ist das Bruttoinlandsprodukt (BIP) um knapp 30 Prozent zu-
rückgegangen, die Arbeitslosigkeit verharrt bei 25 Prozent. Und die griechischen Haushalte? 
Laut MacroPolis (2016) nennen mehr als 50 Prozent aller Haushalte Renteneinkünfte und nur 
knapp 40 Prozent Lohn- und Gehaltszahlungen als wichtigste Einkommensquelle.

Was geschah in diesen sieben Jahren? Die sogenannte Troika (bestehend aus Europäischer Uni-
on, Europäischer Zentralbank und Internationalem Währungsfonds) hat diese Krise bislang in 
erster Linie als Staatsschuldenkrise behandelt und sich entsprechend als wichtigstes Ziel vorge-
nommen, den griechischen Staatshaushalt zu sanieren. Das führte zu verschiedenen Versuchen 
zur Erhöhung der Staatseinnahmen, aber vor allem zu massiven Ausgabenkürzungen: Absen-
kung der staatlichen Löhne um 30 Prozent ebenso wie der privaten Mindestlöhne, Reduzierung 
der Zahl der Staatsangestellten sowie Absenkung von Renten und Sozialleistungen. Auch die 
Arbeitsmärkte wurden stark reformiert und gehören seither zu den flexibelsten in Europa. In 
dieser Hinsicht haben die griechischen Regierungen die Vorgaben der Troika zu einem großen 
Teil umgesetzt.

* Wir danken Marian Hafenstein für seine Hilfe und Unterstützung bei der Ausarbeitung des Editorials.
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In der Folge sanken nicht nur Staatsausgaben, sondern auch die griechischen Lohnstückkosten. 
Die mangelnde Konkurrenzfähigkeit der griechischen Wirtschaft wurde damit auf der Kosten-
seite größtenteils beseitigt. Die Tourismuszahlen zogen stark an und befanden sich 2015 mit 25 
Millionen Besuchern auf nie gekanntem hohem Niveau. Auch Griechenlands landwirtschaftliche 
Produkte sind wieder so günstig wie schon lange nicht mehr. Griechenland hat kein Kostenpro-
blem mehr, das zu Recht als eine weitere unter vielen Ursachen der griechischen Krise gegeißelt 
wurde. Doch trotz Lösung des Kostenproblems, trotz Reformierung des Arbeitsmarktes und trotz 
Umsetzung der Sparmaßnahmen sprang die griechische Wirtschaft bis zum heutigen Tage nicht 
an, sie befindet sich immer noch auf Talfahrt.

Ein Blick auf die griechische Wirtschaftsstruktur zeigt warum. Sie konzentriert sich auf Handel, 
Tourismus, Agrarprodukte und einige mineralische Erzeugnisse. Es gibt kaum weitere Produkte, 
die durch Kostensenkungen allein dann auch exportfähiger würden. Innovative Industrien mit 
hoher Wertschöpfung, die die Chance auf nachhaltiges Wirtschaftswachstum böten, sind viel 
zu wenig vorhanden. Die Kostensenkungen konnten also nur begrenzt positive Effekte auf die 
griechische Wirtschaft entfalten.

Gleichzeitig verfügt Griechenland theoretisch über alle Voraussetzungen, um innovative Indus-
trien aufzubauen. Griechenland ist gesegnet mit herausragenden Forschern in einer kleinen 
Zahl guter Forschungsinstitute (Europäische Kommission 2016),  einer Vielzahl von ideenrei-
chen Unternehmern und sehr gut ausgebildeten Fachkräften. Nur haben viele von ihnen in den 
letzten Jahren das Land verlassen, man spricht von über 200 000 gut ausgebildeten Menschen. 
Anstatt Produkte und Dienstleistungen auszuführen und damit Wohlstand im Land zu erzeu-
gen, exportiert Griechenland sein Potenzial und seine Ideen. 

Warum das Land so unattraktiv für diese Menschen ist, liegt auf der Hand: Es sind die immer 
noch überregulierten Produktmärkte, ein ineffizienter Staatsapparat, überbordende Bürokratie, 
zahllose sich widersprechende Vorschriften und monatlich sich ändernde Steuergesetze, die Un-
ternehmer und private Investoren davon abhalten, ihre Ideen in Griechenland zu Produkten 
zu machen oder ihr Geld dort zu investieren. Verstärkt werden diese Nachteile durch die seit 
Sommer 2015 bestehenden Kapitalverkehrskontrollen und ein abschreckendes Justizsystem, das 
bis zu zehn Jahre braucht, um Vertragsvereinbarungen gerichtlich durchsetzbar zu machen. Es 
fehlt also am institutionellen Umfeld, das vor allem innovative unternehmerische Aktivitäten 
unterstützt.

Die Beiträge in dieser Ausgabe der Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung analysieren zum 
einen den bisherigen Reformprozess. Diese Analysen beschränken sich nicht nur auf die un-
mittelbaren Folgen der Wirtschaftspolitik der letzten Jahre im Hinblick auf makroökonomische 
Kenngrößen in Griechenland, sondern stellen auch die Folgen der bisherigen Reformbemühun-
gen in einzelnen Bereichen wie den Gesundheits- und Bildungssystemen oder den Arbeits- und 
Produktmärkten dar. Zum anderen werden Reformoptionen diskutiert, die Wege zur Beendi-
gung dieser nun schon viel zu lang andauernden Krise aufzeigen. Die sieben Beiträge in dieser 
Ausgabe spiegeln dabei die Meinungen der jeweiligen Autoren wider, die teilweise auf konträren 
Konzepten basieren. 
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1 status quo ante, Krise und reformpakete

1.1 Strukturschwäche

Zur besseren Einschätzung der Reformbestrebungen und ihrer Wirkung auf die griechische 
Wirtschaft lohnt es, zuerst einen Blick zurückzuwerfen. Renate Renate Neubäumer macht in ihrem ein-
führenden Beitrag zu diesem Heft deutlich, dass in Griechenland mit Einführung des Euros als 
gesetzliches Zahlungsmittel im Jahr 2002 der zuvor unter der Regierung Simitis begonnene Re-
formprozess abrupt gestoppt wurde. Die Überregulierung der Produkt- und Arbeitsmärkte und 
die zunehmende Korruption erschwerten schon damals Investitionsvorhaben und verschlech-
terten Griechenlands Wettbewerbsposition. Gleichzeitig belasteten auch überproportional hohe 
Lohnstückkosten griechische Unternehmen und führten aufgrund seiner geringen Produktivität 
zu sehr niedrigen Exportquoten.

Dennoch wuchs Griechenlands Wirtschaft. Das gelang mit einer massiven expansiven Fiskal-
politik, finanziert mit ausländischem Kapital. Staatsanleihen galten seit dem Beitritt zur Wäh-
rungsunion als absolut sicher. Die Kapitalzuflüsse wurden allerdings nicht produktiv investiert, 
sondern flossen in die Finanzierung eines immer aufgeblähteren Staatsapparats – die Zahl der 
Staatsangestellten stieg unter der konservativen Regierung Karamanlis besonders stark an.

Während dieses Wirtschaftsaufschwungs bis 2007 hat Griechenland es also versäumt, weitere 
Reformen durchzusetzen, um seine Wirtschaftsstrukturen zu modernisieren sowie das zu der 
Zeit verfügbare Kapital in innovative Industrien zu investieren (McKinsey 2011). Durch den Man-
gel an Waren und Dienstleistungen mit hoher Wertschöpfung war Griechenland nicht in der 
Lage, den europäischen Binnenmarkt zu seinen Gunsten zu nutzen.

Mit anderen Worten: Die griechische Wirtschaft wuchs vor allem getrieben durch den starken 
Anstieg kreditfinanzierter Staatsausgaben, die den Konsum und den Immobiliensektor befeu-
erten. Mit dem Einsetzen der Finanzkrise versiegte das ausländische Kapital zur Finanzierung 
dieser hohen Staatsausgaben. Damit endete auch der Konjunkturaufschwung abrupt. Das Land 
konnte sich – im Gegensatz zu den Staaten im Norden Europas – nicht auf Exporte stützen, 
um das Wirtschaftswachstum aufrechtzuerhalten. Obwohl sich das Leistungsbilanzdefizit von 
35 Milliarden Euro im Jahr 2008 auf ungefähr vier Milliarden Euro im Jahr 2014 reduziert hat 
(Griechische Staatsbank 2015), ist dies in erster Linie auf einen durch schwache Nachfrage be-
dingten Rückgang der Importe von etwa zwölf Prozent (Eurostat 2015) als auf die um 4,3 Prozent 
gestiegenen Exporte zurückzuführen.

Griechenlands Exportintensität blieb auch in den letzten Jahren mit Ausfuhren an Produkten 
und Dienstleistungen in Höhe von 33 Prozent des BIP weiterhin vergleichsweise niedrig (Beitrag 
von Klaus Schrader, David Benček und Claus-Friedrich Laaser). Länder wie Ungarn, die Slowa-
kei oder Irland erreichen dreimal höhere Exportintensitäten. Im Dienstleistungssektor verlässt 
sich Griechenland einseitig auf Seetransport und Tourismus, während unternehmensbezogene 
Dienstleistungen unterrepräsentiert sind. Warenexporte sind stark abhängig von importiertem 
Öl; ansonsten werden vor allem landwirtschaftliche Erzeugnisse, Rohstoffe und arbeitsintensi-
ve Produkte exportiert. Nicht einmal 17 Prozent der griechischen Exporte sind auf Industrien 
mit mittlerem bis hohem technologischem Niveau zurückzuführen (OECD 2015), was eben die 
Wachstumsmöglichkeiten begrenzt und auf eine große Distanz zur Technologiegrenze hinweist.
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Das verarbeitende Gewerbe in Griechenland belief sich 2014 auf einen mageren Anteil von 8,5 
Prozent der Bruttowertschöpfung, im Gegensatz zum Durchschnitt der EU-28 in Höhe von 
mehr als 15 Prozent (Herrmann und Kritikos 2013). Da das verarbeitende Gewerbe entscheidend 
für Forschung und Entwicklung, Innovation und wirtschaftliches Wachstum ist (Hausmann und 
Hidalgo 2012), deutet der geringe Anteil an der Gesamtwertschöpfung auf trübe Aussichten hin. 
Bedenklich ist auch, dass die Arbeitsproduktivität in Griechenland im verarbeitenden Gewerbe 
nur knapp über der Hälfte des EU-28-Durchschnitts liegt.

2014 hat das Dienstleistungsgewerbe in Griechenland mit 83 Prozent einen wesentlichen Teil 
der Wertschöpfung generiert, während der EU-28-Durchschnitt lediglich 74 Prozent betragen 
hat. Bei genauerer Betrachtung der Zusammensetzung wird deutlich: Einzelhandel und Tou-
rismus sind für mehr als ein Viertel der Wertschöpfung in Griechenland verantwortlich. Beides 
sind Bereiche, die gering qualifizierte Arbeitskräfte benötigen und nur niedrige Löhne bieten. 
Darüber hinaus erzeugen der öffentliche Sektor und die Immobilienbranche zusammen eben-
falls mehr als ein Viertel der Gesamtwertschöpfung (Schrader, Benček und Laaser).

1.2	 Rettungsprogramme und Reformen

Zur Aufrechterhaltung des griechischen Staatshaushalts mussten seit Beginn der Krise drei 
Rettungspakete geschnürt werden. Im Jahr 2010 hat die Regierung Papandreou das erste Ret-
tungspaket für Griechenland unterzeichnet und sich verpflichtet, ein auf drei Jahre angelegtes 
Programm zur Stabilisierung der Wirtschaft umzusetzen. Zu den Maßnahmen dieses Pakets 
gehörten Kürzungen der Löhne und Sozialleistungen sowie Strukturreformen, die die Transfor-
mation zu einem investitions- und exportorientierten Wachstumsmodell einleiten sollten. An-
fang 2014 kam der Reformprozess nach Verabschiedung des zweiten Rettungspakets ins Stocken 
und obwohl weitere Fortschritte gemacht worden sind, bestehen in Griechenland viele zentrale 
Probleme nach wie vor (Schrader, Benček und Laaser).

2012 wurden zwei Maßnahmen ergriffen, um Griechenland zurück auf ein tragbares Schulden-
niveau zu bringen: ein Schuldenschnitt und ein Schuldenrückkauf. Dies hat wiederum zu gerin-
geren Kreditzinssätzen von staatlichen Schuldpapieren und reduzierten Risikoprämien geführt. 
Seit Ende 2014 sind die Kreditzinssätze allerdings wieder gestiegen, da es zu politischen Ausei-
nandersetzungen innerhalb der griechischen Regierung und mit deren Gläubigern gekommen 
war und der Reformprozess stagnierte.

Im August 2015 hat die Regierung Tsipras ein drittes Rettungspaket unterzeichnet, das Grie-
chenland Liquidität von bis zu 86 Billionen Euro in Aussicht stellt. Auch wenn ein Teil dieses 
Geldes vorgesehen ist, um bestehende Kredite zu begleichen, wird dadurch die Staatsverschul-
dung erneut deutlich steigen. Schrader, Benček und Laaser argumentieren in ihrem Beitrag, dass 
Griechenland nicht in der Lage sein wird, die angehäuften Staatsschulden zu schultern und sich 
über den Kapitalmarkt zu finanzieren. Unter Annahme eines langfristigen Wachstums von drei 
Prozent schätzen die Autoren, dass ein Schuldenerlass in Höhe von 17 bis 30 Prozent nötig wäre, 
um das Land zurück auf ein langfristig tragbares Schuldenniveau zu bringen.

Um ein solches Wirtschaftswachstum zu erreichen, ist die Umsetzung von angebotsorientier-
ten Reformen unabdingbar. Diese sind nötig, um die Strukturschwächen Griechenlands zu 
überwinden und durch Investitionen und Exporte getriebenes Wachstum einzuleiten. Dies stellt 
allerdings ein mittel- bis langfristiges Konzept dar. Griechenland wird kurzfristig dafür einen 
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weiteren Preis im Sinne von reduzierten Einkommen, von geringerem Wohlstand und von Ver-
lusten von Privilegien (etwa durch die Öffnung von geschlossenen Märkten) bezahlen müssen.

Im Memorandum of Understanding zum ersten Hilfspaket wurden umfassende Reformen 
festgelegt, die zahlreiche Bereiche betreffen: Produkt- und Arbeitsmärkte, das Bildungssystem, 
Privatisierung und die Reorganisation der staatlichen Institutionen. Schrader, Benček und Laaser 
weisen darauf hin, dass auch das dritte Hilfspaket viele Reformen beinhaltet, die bereits Teil der 
vorigen beiden Pakete waren, aber bisher nicht umgesetzt worden sind. Unter Berücksichtigung 
des eher schleppenden Fortschritts im Reformprozess erachten die Autoren es als fragwürdig, 
ob Griechenland die Bereitschaft hat und in der Lage ist, den Großteil der Reformen, wie im 
neuesten Rettungspaket definiert, dann innerhalb eines Jahres zu realisieren.

In diesem Zusammenhang wurde bereits vor einigen Jahren wiederholt die Frage gestellt, inwie-
weit Griechenlands öffentliche Verwaltung kompetent genug ist, die weitreichenden Reformen 
zu gestalten und umzusetzen (OECD 2011b). Um zukünftig Fortschritte zu garantieren, empfeh-
len Schrader, Benček und Laaser die Durchführung der Reformmaßnahmen an externe Experten 
auszulagern, die von europäischen Institutionen oder den öffentlichen Verwaltungen anderer 
EU-Staaten entsendet werden könnten.

2	 Staatseinnahmen

Wie eingangs schon erwähnt, gab es verschiedene Versuche zur Erhöhung der Steuereinnah-
men. Eine zentrale Rolle spielt darin die im Rahmen der Rettungspakete eingeführte Vermö-
gensbesteuerung von Immobilien (Wealth Tax on Real Estate – WTRE), auf deren Umsetzung 
die Troika beharrt hat, um die Staatseinnahmen zu steigern. Im jüngsten Paket ist festgelegt, 
dass mit der WTRE, unabhängig von Änderungen der Katasterwerte in Griechenland, jährlich 
Steuereinnahmen in Höhe von 2,65 Milliarden Euro generiert werden müssen (Beitrag von Di-
mitris Christelis). Die Steuer wird anhand des gesamten Katasterwertes aller Immobilien erhoben, 
die sich im Besitz eines Individuums befinden, und kann im Gegensatz zu anderen Steuern in 
Griechenlands Steuersystem nicht einfach umgangen werden. Da die Gesetzgeber Anpassungen 
der Katasterwerte bis 2017 abgelehnt haben, ist die Besteuerungsgrundlage der WTRE aktuell 
verzerrt und benachteiligt einen Teil der Haushalte. Darüber hinaus berücksichtigt die WTRE 
keine Darlehen und Hypotheken.

Christelis zeigt auf, dass diese Steuer den Immobilienmarkt geradezu zum Erliegen gebracht und 
die Wirtschaft ernsthaft geschädigt hat. Die Steuer hat insbesondere weniger Wohlhabende mit 
geringeren liquiden Mitteln getroffen, beispielsweise ältere Menschen, für die das eigene Haus 
einen Großteil der Ersparnisse und der Altersvorsorge darstellt. 

Christelis erläutert, dass die Steuer so angelegt ist, dass Personen mit Immobilienbesitz im Wert 
von mehr als 600 000 Euro eine überproportional höhere WTRE zahlen müssen, was von zu-
sätzlichen Immobilienkäufen abschreckt und den Immobilienmarkt extrem abgekühlt hat. Wäh-
rend sich die periodische Besteuerung von Immobilienbesitz als prozentualer Anteil des BIP 
zwischen 2007 und 2014 vervierfacht hat, sind die Immobilienpreise abgestürzt und der Immo-
bilienmarkt zusammengebrochen. Zum Beispiel sind in Athen Anzahl und Wert von Transakti-
onen am Immobilienmarkt seit 2007 um etwa 95 Prozent zurückgegangen (Christelis). Aufgrund 
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des nicht mehr funktionierenden Marktes sind die Haushalte nicht in der Lage, auf die in Form 
von Immobilien angelegten Ersparnisse zuzugreifen. Letztendlich befinden sich derzeit mehr 
als drei Millionen Personen bei den Steuerabgaben im Zahlungsrückstand, was insgesamt zu 
einer Steuerschuld von ungefähr 80 Milliarden Euro führt. Bei den meisten der Steuerschuldner 
handelt es sich um Privatpersonen.

Christelis schätzt die Auswirkungen der WTRE auf die Steuererträge und berücksichtigt dabei 
die negativen Effekte des reduzierten verfügbaren Einkommens, der gesunkenen Investitionen 
in Immobilien sowie eines Konsumrückgangs, der durch die von den Verbrauchern wahrge-
nommene finanzielle Unsicherheit bedingt ist. Außerdem betrachtet Christelis den fiskalischen 
Verlust von Erträgen aus der Transaktionssteuer, der durch den Rückgang der Transaktionen am 
Immobilienmarkt und den Wertverlust der Immobilien begründet ist.

Obwohl die WTRE selbst beeindruckende Bruttoerträge erwirtschaftet, ergeben Christelisʼ Schät-
zungen, dass die Auswirkungen der WTRE auf die Steuererträge netto bestenfalls zu vernach-
lässigen, aber wahrscheinlich sogar negativ sind. Das bedeutet, dass die WTRE in ihrer jetzigen 
Form das Ziel verfehlt, die Staatseinnahmen zu steigern. Sie stellt ein Hindernis auf Griechen-
lands Weg aus der Krise dar. Folglich empfiehlt Christelis, dass die Gesetzgeber die Steuer deut-
lich senken, oder diese besser ganz abschaffen sollten. Dies würde einen wichtigen Beitrag zur 
Wiederbelebung des Immobilienmarkts und Steigerung der Investitionen leisten und damit zur 
Erholung der Wirtschaft beitragen.

3	 Gesundheit und Bildung während der Wirtschaftskrise

Die Bildungs- und Gesundheitssysteme in Griechenland sind in Bezug auf die Vorsorge, Versor-
gung, Zugänglichkeit, Erschwinglichkeit und Chancengleichheit durch starke Ungleichbehand-
lung gekennzeichnet (Beitrag von Xeni Dassiou). In beiden Sektoren mangelt es an Mechanismen 
zur Qualitätssicherung und Kostenbegrenzung, was zur ineffizienten Verwendung von Ressour-
cen und ungleichem Zugang führt.

Dassiou weist darauf hin, dass es in Griechenland seit der Wiederherstellung der Demokratie 
im Jahre 1974 häufig Kurswechsel in der Gesundheits- und Bildungspolitik gegeben hat, da die 
Minister während ihrer äußerst kurzen Amtszeiten kaum Gelegenheit hatten, die Umsetzung 
einer bestimmten Politik zu überwachen. Diese Problematik hat sich während der Finanzkrise 
durch überstürzte Umsetzung von schlecht konzipierten Maßnahmen und dem wiederholten 
Aufheben von Änderungen durch neue Regierungen weiter verstärkt.

Gleichzeitig hat der durch die Finanzkrise und die Sparmaßnahmen bedingte Rückgang der 
Staatsausgaben zu einem Qualitätsverlust bei der Dienstleistungserbringung geführt. Kürzun-
gen der staatlichen Ausgaben haben sich nicht nur allgemein negativ auf die griechische Wirt-
schaft ausgewirkt, sondern auch auf Bildungs- und Gesundheitsleistungen. Dassiou berichtet, 
dass sich der Zugang zu Bildung während der Wirtschaftskrise nochmals verschlechtert hat.

Insgesamt gibt es starken Widerstand gegen die Reformen, und es mangelt an der Durchsetzung 
von Rechtsvorschriften. Im Bildungs- und Gesundheitssektor empfiehlt Dassiou die Schaffung 
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eines von der Regierung unabhängigen Regulators, der die konsistente Umsetzung von Maß-
nahmen sicherstellt.

3.1	 Das Bildungswesen

Das Bildungssystem in Griechenland ist aufgebläht und leidet an Kostenineffizienz, obwohl es in 
der Vergangenheit Initiativen zu seiner Verbesserung gegeben hat (Dassiou). Die Ineffizienz ist 
teilweise durch die Geografie des Landes bedingt: Nahezu die Hälfte der Grundschüler besuchen 
kleine Schulen, die über die vielen griechischen Inseln und Berggebiete verteilt sind. Da viele 
Schulen von nur sehr wenigen Schülern besucht werden, wurden im Jahr 2011 1 933 Schulen zu 
877 zusammengeführt. Dennoch sind das Schüler-Lehrer-Verhältnis und auch die Unterrichts-
stunden, die Lehrer wöchentlich erteilen, noch immer verhältnismäßig niedrig (OECD 2011a), 
was zu hohen Ausgaben für Lehrkräfte führt. Dassiou berichtet außerdem, dass weitere Proble-
me durch die strenge Reglementierung von Schulen entstehen, beispielsweise in Bezug auf das 
Einstellen und Entlassen von Lehrern und die Höhe von deren Gehältern. Die Regelungen zu 
Gehaltssteigerungen begünstigen ältere Lehrer gegenüber erfolgreichen Lehrern, auch wenn 
jüngere und weniger erfahrene Lehrer aktuell eine größere Anzahl wöchentlicher Unterrichts-
stunden geben.

Dassiou zeigt auf, dass der tertiäre Bildungssektor ebenfalls von Ineffizienz gekennzeichnet ist: 
Griechenland hat die höchste Anzahl von Einschreibungen an Hochschulen pro 100 000 Per-
sonen (OECD 2011a), aber die Absolventenquote ist niedrig. Gemessen an der Platzierung in 
Ranglisten für Forschungseinrichtungen sind die Leistungen der griechischen Universitäten 
(im Gegensatz zu den griechischen Forschungsinstituten) schwach und die Arbeitslosenquote 
unter den Absolventen liegt bei fast 20 Prozent. Hoffnungsschimmer sieht Dassiou allerdings 
bei der Zusammenlegung von Universitätsinstituten und der strategischen Ausrichtung von For-
schungsaktivitäten. Außerdem haben griechische Universitäten gemäß dem Bologna-Prozess 
ihre Studiengänge harmonisiert und Mechanismen zur Qualitätssicherung eingeführt (Matthe-
ou 2004), was den Zufluss von Forschungsgeldern von der EU ermöglicht hat. Im Rahmen 
des Operational Programme of Education and Initial Vocational Training (OPEIVT) wurden in 
ganz Griechenland universitäre Einrichtungen und technologische Bildungsinstitute gegründet 
(Dassiou). Allerdings stellt Dassiou fest, dass diese Institute in erster Linie zum Prestige der Kom-
munalpolitiker beigetragen haben und mit subventionierten Flugtickets für die sogenannten 
„fliegenden Professoren“ realisiert wurden. 

Bedauerlicherweise hat die derzeitige Regierung Anfang 2016 die Entscheidung getroffen, vor 
allem einen Teil derjenigen Reformen in diesem Bereich zurückzunehmen, die Griechenlands 
Universitäten näher an das europäische Niveau gebracht hatten.

3.2	 Das Gesundheitswesen

Die Gesundheitsversorgung in Griechenland basiert auf einer verbindlichen Sozialversicherung, 
einem nationalen Gesundheitssystem und Patientenzuzahlungen. Als die Krise ausbrach, war 
die gesundheitliche Versorgung weitgehend vom Erwerbsstatus und die Gesundheitsleistun-
gen von der Art der Beschäftigung abhängig. Als die Arbeitslosigkeit rapide anstieg, blieben 
viele Griechen von der Versorgung abgeschnitten. Gesundheitliche Unterversorgung führt wie-
derum zu negativen Externalitäten zulasten der gesamten Gesellschaft: Zusammen mit einer 
Verschlechterung des Gesundheitszustands der Erwerbspersonen nehmen Arbeitsproduktivität 
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und Lebensstandard der Gesellschaft ab. Seit sich die wirtschaftliche Lage in Griechenland ver-
schlechtert hat, können sich nur noch wenige Griechen eine private Gesundheitsvorsorge leisten.

Darüber hinaus ist die Ineffizienz des Gesundheitssystems beispielsweise auf Fehlanreize für 
Ärzte zurückzuführen. Da diese bescheidene Gehälter haben und es kein klares Evaluationssys-
tem mit Aufstiegschancen gibt, lassen sich Ärzte für eine bevorzugte Behandlung bestechen oder 
betreiben zusätzlich private Praxen, um ihr Gehalt aufzubessern (Dassiou).

4	 Reformbedarf auf Güter- und Arbeitsmärkten

4.1	 Produktmarktreformen in Griechenland

In Griechenland lähmt seit Jahrzehnten ein Dickicht gesetzlicher Bestimmungen unternehme-
rische Tätigkeit durch zeit- und kostenintensive Verfahren und Unsicherheit. Es lähmt Inves-
titionen und Exporte und untergräbt den Wettbewerb durch komplexe Regelwerke, zeit- und 
kostenaufwändige sowie mit Unsicherheit verbundene Verwaltungsabläufe, rigide Preispolitik, 
Zugangsbeschränkungen, Markteintrittsbarrieren und geschlossene Berufe sowie ineffektive 
Raumplanung. Das verlangsamt erheblich das Wirtschaftswachstum. Produktmarktregulierung 
hält auch internationale Unternehmen davon ab, in Griechenland Geschäfte zu machen und 
veranlasst vielversprechende Forscher und Unternehmer, das Land zu verlassen. Kaspar Richter, 
Gabriele Giudice und Angelo Cozzi zeigen auf, dass zukünftiges Wachstum an Reformen gebun-
den ist, die Produktmärkte für Investitionen und Exporte öffnen, sowie Produkte und Dienstleis-
tungen für Konsumenten erschwinglicher machen und auf diese Weise den Konsum ankurbeln.

Mit der Wirtschaftskrise ist der Druck, diese regulatorischen Hürden zu überwinden, gestiegen, 
und verschiedene griechische Regierungen haben einen umfassenden Reformprozess eingelei-
tet. In verschiedenen Bereichen wurden Fortschritte gemacht, allerdings sehen sich die Reformer 
starkem Widerstand durch Interessengruppen ausgesetzt, und es kommt zu Verzögerungen und 
unvollständiger Umsetzung der Maßnahmen. Die Ergebnisse des aktuellen „Doing-Business“-
Rankings zeigen, dass sich zwar das Geschäftsumfeld verbessert hat, Griechenland sich aller-
dings noch immer weit unterhalb des EU-Durchschnitts befindet. Beispielsweise berichten 
Richter, Giudice und Cozzi, dass Einschränkungen bei der Berufsausübung sowie Mindestlöhne 
und Preisbindung gelockert wurden, wodurch die Kosten für Fachdienstleistungen gesunken 
sind. Außerdem sind einige rechtliche Wettbewerbshemmnisse beseitigt worden, die zuvor zu 
ineffizienter Produktion und überhöhten Preisen geführt hatten. Milchpulver für Säuglinge ist 
ein erfolgreiches Beispiel, bei dem die Beschränkung auf Apotheken als einzigen Vertriebsweg 
abgeschafft worden ist und in der Folge die Preise in Supermärkten um zwölf Prozent unter dem 
früheren Niveau bei den Apotheken liegen (Richter, Giudice und Cozzi). Darüber hinaus wird das 
seit langem bestehende Problem schwacher Exporte angegangen, beispielsweise durch Vereinfa-
chung von Zollverfahren, was Exporte weniger zeit- und kostenaufwändig macht. 

Richter, Giudice und Cozzi betonen, dass eine konsistente Umsetzung der umfassenden Refor-
men durch die griechische Regierung entscheidend ist, da das Wachstum in vielen Fällen durch 
mehrere Probleme gehemmt wird. So werden etwa Investitionen von umständlichen Geneh-
migungsverfahren und von der ineffektiven Raumplanung blockiert. Griechenland muss noch 
immer 400 Grundbuchämter in 16 Katasterämter konsolidieren, von denen bisher lediglich zwei 
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ihre Arbeit aufgenommen haben. Das Projekt zur Digitalisierung der Kataster ist seit 1995 im 
Gange und Griechenland ist mittlerweile der einzige EU-Staat, der noch kein computergestütztes 
Kataster nutzt. Richter, Giudice und Cozzi weisen darauf hin, dass das Land die Reformen zentral 
koordinieren, den Fortschritt genau überwachen und Unterstützung bei der Umsetzung in An-
spruch nehmen muss, wenn die Reformen Früchte tragen sollen. Zukünftiges Wirtschaftswachs-
tum hängt unmittelbar vom Erfolg der Produktmarktreformen ab, da diese eine Steigerung der 
Investitionen und Exporte bewirken können und durch erschwinglichere Produkte und Dienst-
leistungen den Konsum fördern. Griechenlands Weg aus der Krise hängt außerdem von der 
Erholung des Finanzsektors, Reformen des Steuersystems, einem funktionierenden Justizwesen 
und einer effizienten öffentlichen Verwaltung ab. Insgesamt besteht die Notwendigkeit, dass die 
Bevölkerung größeres Vertrauen in die öffentlichen Behörden und die griechische Regierung 
entwickelt.

4.2	 Die griechischen Arbeitsmärkte

Als Folge der Rezession ist die Arbeitslosenquote in Griechenland zwischen 2010 und 2014 um 
13,8 Prozentpunkte auf mehr als 25 Prozent gestiegen und die Jugendarbeitslosigkeit hat sich 
auf mehr als 50 Prozent erhöht (Beitrag von Vasiliki Bozani und Nick Drydakis). Um der hohen 
Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken, wurde die Arbeitsgesetzgebung weitreichenden Reformen 
unterzogen. So wurden regulatorische Änderungen vorgenommen, die zur Steigerung der Ar-
beitsmarktflexibilität und zur besseren Abstimmung von Beschäftigungsangebot und -nachfrage 
beigetragen haben (Immervoll and Scarpetta 2012). Bozani und Drydakis zeigen, dass nach Ver-
abschiedung des ersten Rettungspakets im Jahr 2010 ein anhaltender Reformprozess begonnen 
hat. Der Großteil der Reformen bezieht sich auf das Steuerwesen und zielt darauf ab, das Um-
gehen von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen zu unterbinden. Es wurden Rechtsvor-
schriften erlassen, die flexiblere Arbeitsverträge und Arbeitszeitmodelle ermöglichen und die 
die Bestimmungen zu Abfindungen und Massenentlassungen lockern. Um die Lohnkosten zu 
senken, wurden sowohl die Gehälter von staatlichen Angestellten als auch die Mindestlöhne 
reduziert. Im Zuge dessen sind die Lohnkosten in Griechenland zwischen 2010 und 2013 um 
11,8 Prozent gesunken, während diese in der Eurozone um lediglich 0,1 Prozent zurückgegangen 
sind. Darüber hinaus haben die Gesetzgeber Anreize gegen vorzeitige Pensionierung geschaffen 
und strenge Bedingungen für Sozialleistungen auferlegt.

Zwar haben diese Maßnahmen geholfen, Griechenland wettbewerbsfähiger zu machen, aller-
dings muss die griechische Regierung den Reformprozess fortsetzen, um ein Umfeld zu schaf-
fen, in dem neue Arbeitsplätze entstehen können. Noch immer gibt es großen Reformbedarf, 
beispielsweise um benachteiligte Gruppen gezielter zu unterstützen (Europäische Kommission 
2015) und das Steuerwesen so zu gestalten, dass mehr Unternehmen von der Schattenwirtschaft 
zur formellen Wirtschaft übergehen und Anreize zum Wachsen innerhalb des Landes haben.

5	 Förderung von klein- und mittelständischen Unternehmen 

Bozani und Drydakis weisen darauf hin, dass die Reformen auch bei der Beschäftigungsnach-
frage ansetzen sollten, zum Beispiel, indem die Wettbewerbsfähigkeit der Tourismusbranche 
und des Agrarsektors verbessert wird (International Labor Office 2014). Weiterhin empfehlen 
die Autoren, dass die Regierung Investitionen in innovative Unternehmen anregen sollte, um 
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langfristiges Wachstum zu ermöglichen und Arbeitsplätze zu schaffen. Ein weiteres Hindernis, 
das überwunden werden muss, ist der Mangel an Finanzierungsmöglichkeiten. Hier sollte Grie-
chenland beispielsweise die Europäischen Struktur- und Investitionsfonds (Europäische Kom-
mission 2015) besser in Anspruch nehmen, um Start-ups zu unterstützen (OECD 2015), die 
Zusammenarbeit von Forschungsinstituten und Unternehmen zu stärken und somit Innovati-
onen zu fördern (Herrmann and Kritikos 2013, ILO 2014). Gemeinsame Forschung öffentlicher 
Einrichtungen und klein- und mittelständischer Unternehmen (KMUs) kann einen wesentli-
chen Beitrag dazu leisten, innovative und marktfähige Produkte zu entwickeln, was wiederum 
große Unternehmen über deren Lieferketten zugutekommt. Bozani und Drydakis erachten die 
Entscheidung der Europäischen Kommission (2015), einen Dienst zur Unterstützung der Struk-
turreformen zu gründen, als einen wichtigen Schritt, um die Inanspruchnahme der Finanzmittel 
zu steigern. Darüber hinaus empfehlen sie, dass Griechenland eine Institution schaffen sollte, 
die KMUs Kredite gewährt und die Beteiligung von Privatinvestoren anregt (Europäische Kom-
mission 2015, OECD 2015, International Labor Office 2014).

6	 Staatliche Investitionen

Wenn Griechenland langfristiges Wachstum erreichen und seine Schulden begleichen will, muss 
das Land wachstumsfördernde Investitionen tätigen, um in innovative Sektoren vorzustoßen 
und auf internationalen Märkten konkurrieren zu können. Obgleich es in Griechenland Unter-
nehmer mit vielversprechenden Geschäftsplänen gibt, stellen Kapitalmangel, Überregulierung 
und bürokratische Hürden weiterhin große Hindernisse für die Gründung und die Entwicklung 
von innovativen Unternehmen dar. Mit den jüngsten Schritten der jetzigen Regierung und den 
andauernden Kapitalverkehrskontrollen hat sich das Tempo der Unternehmensschließungen 
und Standortverlagerungen ins Ausland noch weiter erhöht. Um diesem Trend entgegenzuwir-
ken, muss die griechische Regierung aber nicht nur Bürokratie abbauen, sondern auch eine 
bessere Vernetzung von Forschungsinstituten, Universitäten und Unternehmen fördern, die 
Innovationsaktivitäten gemeinsam betreiben.

Wie Christian Dreger und Hans-Eggert Reimers in ihrem Beitrag aufzeigen, werden öffentliche 
Investitionen wiederum private Investitionen nach sich ziehen. Sollte Griechenland zusätzlich 
zu den institutionellen und strukturellen Reformen politische Maßnahmen verabschieden, die 
den Übergang zu einer innovationsgetriebenen Ökonomie einleiten, können wirtschaftliche Er-
holung und langfristiges Wachstum erreicht werden.

Dreger und Reimers haben die Auswirkungen öffentlicher Investitionen auf private Investitionen 
untersucht und legen dar, dass öffentliche Investitionen langfristig zu erhöhten privaten Inves-
titionen führen. Die Existenz von Einrichtungen und die Verfügbarkeit von öffentlichen Gütern 
können die Rentabilität von privaten Investitionen erhöhen. So können etwa verbesserte Tele-
kommunikationsnetze private Investitionen lohnenswerter machen (Pereira und Andraz 2013). 
Im Verlauf der Wirtschaftskrise ist in Griechenland der Anteil der öffentlichen Investitionen an 
den gesamten öffentlichen Ausgaben aber von zwölf Prozent auf weniger als sechs Prozent ge-
sunken. Erst im letzten Jahr ist eine leichte Steigerung zu verzeichnen, allerdings liegt der Anteil 
noch immer deutlich unter dem Vorkrisenniveau. Insofern hat die Kürzung der öffentlichen 
Investitionen im Zuge der Konsolidierungsmaßnahmen auch dazu beigetragen, die Wirtschafts-
krise zu verstärken. 
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7	 Weg aus der Wirtschaftskrise: 
Wachstumsstrategie für die Zukunft

Seit vielen Jahren hemmen nun institutionelle und strukturelle Defizite Griechenlands wirt-
schaftliche Entwicklung. Die Wirtschaftsstruktur ist kleinteilig, durch niedrige Exportquoten 
gekennzeichnet und konzentriert sich auf wenig innovative Sektoren. Zudem leidet der Privat-
sektor immer noch unter zu viel Bürokratie und inzwischen auch unter steigenden Abgabenbe-
lastungen. Bleiben die Senkung der Arbeitskosten sowie die bisher durchgeführten institutionel-
len Reformen die einzigen wirtschaftspolitischen Maßnahmen, droht Griechenland zu einem 
Niedriglohnland mit einer verlängerten Werkbank für andere innovative Volkswirtschaften zu 
werden. Wenn Griechenland hingegen seine komparativen Vorteile abseits von Tourismus, Han-
del und Landwirtschaft nutzt, kann es eine Perspektive entwickeln.

Insgesamt braucht Griechenland eine koordinierte Strategie, die zuvorderst die privaten Wirt-
schaftskräfte im Lande stärkt. Um dieses komplexe Ziel zu erreichen, lassen die Beiträge in 
diesem Band folgende Punkte einer Strategie als sinnvoll erscheinen:

1.	 Vertrauen der Märkte und der europäischen Partner durch verlässliche Wirtschaftspolitik 
wieder gewinnen und Begleitung des Reformprozesses in anderer Form: Die griechische 
Regierung muss alle Anstrengungen unternehmen, um das Vertrauen der (Finanz-)
Märkte, ihrer Partner und ihrer Bürger zurückzugewinnen. Das kann sie erlangen, 
wenn alle relevanten Partner im In- und Ausland in eine zukünftige Reform- und 
Investitionsstrategie eingebunden werden. Wichtig für eine solche Strategie sind Zusa-
gen in Richtung Gläubiger, Märkte und eigene Bürger: das Versprechen, die Privilegi-
en einzelner Interessengruppen abzubauen, den Reformkurs des Landes fortzusetzen 
und eine verlässliche Wirtschaftspolitik durchzuführen. Auch der bisherige Prozess 
der Ausgestaltung und der Kommunikation der Reformen in die Bevölkerung hinein 
muss nach sieben Jahre als gescheitert betrachtet werden. Die noch anstehenden Re-
formen müssen als Zukunftsperspektive vermittelt werden. Gleichzeitig sollten die 
Gläubiger in Kooperation mit der griechischen Regierung ein Beratungsgremium 
einsetzen, das in Abstimmung mit den Gläubigern die Umsetzung der Reformen 
inhaltlich konstruktiv begleitet. 

2.	 Die griechischen Staatsschulden tragfähig machen. Es gibt zwei Alternativen für eine hö-
here Nachhaltigkeit griechischer Staatsschulden, die eine Lösung sowohl im Interesse 
Griechenlands als auch der EU beinhalten: entweder längere, aber nicht unbegrenzte 
Laufzeiten bei rund der Hälfte der Staatsschulden, die noch kürzere Laufzeiten ha-
ben, sowie partielle Zinssenkungen oder Aussetzung der Zinszahlungen – sofern dies 
nicht ohnehin schon geschehen ist – oder eine partielle, anreizkompatible Indexie-
rung der Zinshöhe zum griechischen Wirtschaftswachstum.

3.	 Fortführung der Struktur- und Justizreformen. Die so oft angesprochenen Strukturre-
formen zur Verbesserung des Geschäftsklimas braucht es nach wie vor: Das umfasst 
nicht nur die weitere Öffnung von Berufen und Transparenz über die Umsetzung 
der Maßnahmen, sondern auch die Vereinfachung des bürokratischen Aufwands für 
Öffnung, Betrieb und Schließung von Unternehmungen. Letzteres ist auch das beste 
Mittel zur Bekämpfung von Korruption. Das umfasst weiterhin eine massive Verbes-
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serung des Justizsystems, in dem die Laufzeiten für gerichtliche Entscheidungen bei 
privatwirtschaftlichen Auseinandersetzungen auf wenige Monate verkürzt werden. 

4.	 Das griechische Innovationssystem stärken. In Griechenland ist mit keinem nachhaltigen 
Wachstum zu rechnen, solange sich die vorhandenen innovativen Wirtschaftskräfte 
nicht im Land, sondern außerhalb entfalten. Griechenland gibt seit Jahren trotz sin-
kendem Bruttoinlandsprodukt (BIP) weniger als 0,7 Prozent des BIP für Forschung 
und Entwicklung (F & E) aus, andere Euroländer investieren rund drei Prozent ihres 
BIP in die Zukunft ihres Landes. Ohne Schließung dieser Investitionslücke im In-
novationssystem wird Griechenland nicht nachhaltig wachsen. Es bedarf daher einer 
Strategie zur Erhöhung der Investitionen in F & E in Abstimmung mit der EU und 
einzelnen Partnerländern sowie einer mittelfristigen Umschichtung des griechischen 
Staatshaushalts. Möchte man die produktiven Ressourcen in Griechenland besser 
nutzen, muss gleichzeitig der Wissenstransfers zwischen Forschung und privaten 
Unternehmen besser als in der Vergangenheit gefördert werden.

5.	 Ein besseres Steuersystem einführen. Zu guter Letzt muss Griechenland seine öffentli-
chen Finanzen reorganisieren. Vor allem das schlecht funktionierende Steuersystem 
bedarf nach wie vor der Reform (Börsch-Supran and Tinios 2001). Generell müssen 
dabei künftige griechische Regierungen vermeiden, ihr Glück in immer weiter stei-
genden Steuertarifen zu suchen. Alternative Wege wie die bessere Durchsetzung be-
stehender Steuern sowie vor allem die Verbreiterung der Bemessungsgrundlage bei 
dann eher sinkenden Steuertarifen sind zu bevorzugen. Gleichzeitig gilt es vor allem, 
unternehmensfreundliche Steuersysteme einzuführen, die Unternehmerinnen und 
Unternehmern Anreize geben, ihre Unternehmungen legal zu betreiben und unter-
nehmerische Wachstumsprozesse im Land einzuleiten. Das umfasst schließlich und 
endlich die Abschaffung der derzeitigen Immobiliensteuer, die den lahm liegenden 
Immobilienmarkt wieder mit Leben erfüllen könnte.

Wenngleich verschiedene Maßnahmen zur Verbesserung der Kostensituation umgesetzt wur-
den, ist Griechenland noch nicht zu einem nachhaltigen Wachstum zurückgekehrt. Künftig sind 
verstärkt Reformen erforderlich, die vor allem den privaten Wirtschaftsmotor ankurbeln. Ihre 
Umsetzung in Kombination mit der hier beschriebenen Investitionsstrategie dient dazu, die 
Wettbewerbsfähigkeit Griechenlands in einer globalisierten Welt herzustellen und dauerhaft 
Wachstum und Arbeitsplätze im Land zu schaffen.
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